
Abschrift 

Amtsgericht Würzburg 

Az.: 34 C 1105/17 

IM NAMEN DES VOLKES 

In dem Rechtsstreit 

- Klägerin - 

Prozessbevollmächtigter  
Rechtsanwalt Kampe Markus, Geißelstr. 11, 50832 Köln, Gz.: Hä 01/17 

gegen 

wegen Urheberrecht 

erlässt das Amtsgericht Würzburg durch die Richterin am Amtsgench m 23.01.2018 oh-

 

ne mündliche Verhandlung mit Zustimmung der Parteien gemäß § 128 Abs. 2 ZPO folgendes 

Endurteil 

1. Es wird festgestellt, dass dem Beklagten gegen die Klägerin kein Anspruch auf Zahlung 

von 1.605€ zusteht, wie behauptet mit E-Mail vom 24.03,2016. 

2. Der Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Der Beklagte kann die Vollstreckung der Klägerin 

durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Be-

trags abwenden, wenn nicht die Klägerin vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 

110% des zu vollstreckenden Betrags leistet. 
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Beschluss 

Der Streitwert wird auf 1.605,00 E festgesetzt. 

Tatbestand 

Die Klägerin begehrt im Wege der negativen Feststellungsklage die gerichtliche Feststellung, 

dass sie dem Beklagten keine Nutzungsentschädigung wegen der widerrechtlichen Nutzung ei-

nes Lichtbildes schuldet. 

Die Klägerin nutzte auf ihrer Website das Lichtbild „Zeche Zollverein Abends' (Bildnummer 

#0083), dessen Urheber der Beklagte ist. Der Beklagte veröffentlichte das Lichtbild unter der 

Creative Commons Lizenz CC BV-SA 3.0, wonach das Lichtbild frei weiterverwendet werden 

darf, wenn insbesondere der Name des Urhebers genannt wird. Das gilt auch für eine kosten-

freie kommerzielle Nutzung. Ein entsprechender Vermerk fand sich auf der Website der Kläge-

rin nicht. 

Mit E-Mail vom 24.03.2016 wies der Beklagte die Klägerin darauf hin, dass diese keine Nutzungs-

rechte an dem Lichtbild besitze, weil der Beklagte weder als Urheber kenntlich gemacht worden 

sei, noch die Klägerin einen Hyperlink auf die Werbepräsenz des Beklagten gestellt habe oder 

die Klägerin den Lizenznamen auf seine Website aufgenommen habe. Der Beklagte führte wei-

ter u. a. aus: 

„Für eine solche Nutzung zahlt meine reguläre Kundschaft Lizenzgebühren, die sich nach mei-

nenjeweiligen Lizenzkatalogen richten. Normalerweise rechne ich Online-Urheberrechtsverlet-

zungen außergerichtlich nach meinem Lizenzkatalog WEB (...] mit der doppelten regulären Li - 

zenzgebühr ab. Im vorliegenden Fall würde sich der Zahl betrag inkl. des Verletzerzuschlags von 

100 % auf insg. 1500 € (netto) belaufen [...1" 

Und weiter: 

„Um die Angelegenheit nun aber unkompliziert und ohne einen Rechtsstreit beilegen zu können, 

biete ich ihnen hiermit- wie oben ausgeführt - eine außergerichtliche Streitbeilegung inkl. der Ab-

geltung aller wechselseitigen Ansprüche (in Bezug auf die gegenständliche Bildnutzung) für 

einen Pauschalbetrag von 1125 € (netto) an. (..1 Es handelt sich dabei um ein einmaliges Ange-
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bot, welches bis zum 07.04.2016 'stet i8t. diesem Datum ve 

Gültigkeit und ich 0.. • d' nhe,t dann meinem Rechtsa 

Durch ung meiner Auskurets-, Unterlassungs- und roatza 

meinem Bankkonto bei der Postbank [...] kein rechtzeitiger Zahlungseingang zu verzeichnen ist.' 

n Einzelheiten zur E-Mail wird auf Anlage K 1 (BI. 74 ff. d. A.) ye 

0' rin ist der Ansicht, dass sich der Beklagte mit der vorstehend auszugsweise wiederge-

 

gebenen E-Mall eines Anspruchs in Höhe von 1.500,00€ netto (entspricht 1605,00€ brutto) be-

 

rühmt habe. Ein Anspruch stehe dem Beklagten aber nicht zu. Dem sei es un-

 

benommen, Ansprüche auf Urheberbenennung sowie auf Unterlassung geltend zu machen. Ein 

Schaden sei dem Beklagten demgegenüber nicht entstanden, weil der Beklagte das Lichtbi9 un-

ter eine Lizenz gestellt habe, die auch eine kostenfreie kommerzielle Nutzung erlaube. 

Die Klägerin beantragt:  

Es wird n n die KI• rin kein hung 

von 1.60 E- II vom 24.03.2016. 

sung. 

ng,bereits an einem F lu 

klagte habe mit der E-Mail keine ersatzansprüche geltend gemacht, sond lieh 

ein Vergleichsangebot unterbreitet. Auch habe er den r nicht abgemahnt. 

Er ist darüber hinaus der Auff ung, derjenige, der die Lichtbildwerke des 

zen möchte, ohne sich an die : .ingu Lizenz zu hallen, eine entsprechende Nutzungs-

 

vergütung zu zahlen habe. Es sei ein nswerter Ausgleich vorzunehmen. Der Be 

biete • nständliche Lichtbild auf seiner Homepage auch zur Nutzung gegen Gebüh-

 

renzahlung an und 83 he eine entsprechende Lizenzierungspraxis. Der biete sei-

 

ne Lichtbilder aus Marketinggründen auch unter der CC-Lizenz an. 
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Wegen des weiteren Parteivortrags wird auf die gewechselten Schriftsätze samt Anlagen verwie-

sen. 

Die Parteien haben sich mit einer Entscheidung im schriftlichen Verfahren einverstanden erklärt. 

Entscheidungsgründe 

Die zulässige Klage ist begründet. 

Die Klage ist zulässig. 

Das für die Feststellungsklage erforderliche Feststellungsinteresse liegt vor. Ein Feststellungsin-

teresse I. S. v. § 256 ZPO besteht, wenn dem subjektiven Recht des Klägers eine gegenwärtige 

Gefahr der Unsicherheit dadurch droht, dass der Beklagte sich eines Rechts gegen den Kläger 

berühmt (Zöllen/ Gregor, § 256 ZPO, Flz. 7), Dies ist hier ohne Weiteres der Fall. in der E-Mail 

vom 24.03.2016 behauptet der Beklagte ein bestehendes Rechtsverhältnis i. S. eines Schaden-

sersatzanspruchs in Höhe von 1.500 E (netto). Zwar verweist der Beklagte lediglich darauf, dass 

sich seine Vergütung „normalerweise" auf diesen Betrag belaufe. Seine Ausführungen lassen 

aber bei objektiver Betrachtung keinen Zweifel daran aufkommen, dass er diesen Betrag in vol-

ler Höhe gerichtlich geltend machen werde, wenn sich der Kläger nicht auf einen Vergleichs-

schluss zu 1.125,00 E (netto) einlasse. Das Vergleichsangebot wird ausdrücklich als einmalig 

und befristet dargestellt. Für den Fall der Nichtzahlung wird mit Rechtsanwalt und Gericht ge-

droht. Nachdem ein Vergleich ein gegenseitiges Nachgeben voraussetzt, kann es nicht zweifel-

haft sein, dass sich der Beklagte nicht lediglich eines Betrages von 1.125,00€ berühmt, son-

dern dass er der Ansicht ist, dass ihm 1.500,00 (netto) zustünden. Nur im Vergleichsfall wür-

de er auf die weitergehende Forderung verzichten. 

Der Umstand, dass der Beklagte den Betrag bei der Klägerin nicht angemahnt hat, lässt das 

Feststellungsinteresse nicht entfallen. Eine solche Abmahnung kann ist nicht Voraussetzung für 

einen Schadensersatzanspruch. 



vernünftige V.: • *- I :rtner als Vergütung für die vorn Verletzer vorge Be-

 

lungen In Kenntnis der tatsächlichen Entwicklung während des Verletzungszelt-
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Die negative Feststellungsklage ist auch begründet. Dem Beklagten steht kein Anspruch 

n auf Zahlung eines Be von 1.605,00€ brutto aus § 97 Abs. 2 UrhG zu. 

Die Entstehung eines konkreten Schadens in Form entgangenen Gewinns hat der Beklagte be-

reits nicht dargelegt 

Auf der Grundlage der Lizenzanalogie ergibt sich kein anderes Ergebnis. Hierzu ist davon auszu-

 

raurns vereinbart hätten. Zu ermitteln ist der objektive Wert der Benutzungs trächtigung, wo-

 

bei die Höhe das Schadens nach § 287 ZPO zu schätzen ist. Neben dem Umfang der Nutzung 

ist der Wert des verletzten Rechtes zu berücksichtigen. Zu den Umständen, die den objektiven 

Wert der angemaßten Benutzungshandlungen beeinflussen, gehören ein etwa festzustellender 

verkehrsmäßig üblicher Wert der Benutzungsberechtigung in Anlehnung an tatsächlich vereinbar-

te Lizenzen (OLG Köln, Urteil vom 31.10.2014, Az.: 1-6 U 60/14, 6 U 60/14, zitiert nach juris). 

Das folgt der Ansicht des OLG Köln in dem vorgenannten Urteil, wonach ein Lichtbild, 

das zur Nutzung im Rahmen einer CC-Lizenz unentgeltlich zur Verfügung stellt, mit 

einem objektiven Wert von 0,00 Euro zu bemessen ist. Auch eine Verdoppelung im Hinblick auf 

einen Verletr_erzuschlag führt zu keinem höheren Wert. Daran ändert auch der Umstand nichts, 

der;: 4- die unentgeltliche Nutzung nur unter We - nkten - und un-

 

ter Nennung seines Namens - zugelassen haben will. Das stellt lediglich das Motiv des Beklag-
ten für die Erlaubnis zur unentgeltlichen Nutzung dar. Der objektive Wert erhöht sich dadurch 

nicht. Ein rter wirtschaftlicher Wert ist in der unterlassenen Namensnennung nicht zu er-

blicken. 

Die K n.z.' ;idu ht auf § 91 ZPO, die En ung über die vorläufige Volls 

keit auf §§ 708 Nr. 11,711 ZPO. 
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Rechtsbeheebeiehrung: 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monet bei dem 

Landgericht Würzburg 
Ottostr. 5 
97070 Würzburg 

elrizuiegen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungeschrtft muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erldärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde, 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anweltsschriftsetz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der mItständigen Entscheidung. 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat. 

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 

Amtsgericht Würzburg 
Ottostr. 5 
97070 Würzburg 

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrene. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder forrnloeer Mit-
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekennt gemacht. 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann-
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
Ist jedoch nur gewehrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 
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1 

Vefkündet am 23.01.2018 

gez. 
JAng 

Urkunde n der G 
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